
SCHÄTZUNG DER RESTNUTZUNGSDAUER 

SACHVERSTÄNDIGE SCHÄTZUNG DER RESTNUTZUNGS-
DAUER EINES GEBÄUDES NACH MASSGABE DER

IMMOWERTV 

Gericht/Az: BFH, Urteil vom 23.1.2024 IX R 14/23

Fundstelle: BFH/NV 2024 S. 823

Gesetz: § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG

Streitfrage: Wie  ist  der  Nachweis  der  tatsächlich  kürzeren  Nutzungsdauer

eines Gebäudes zu erbringen?

Ist die tatsächliche Nutzungsdauer bei einem Gebäude kürzer als die, die sich

aus der Anwendung der typisierten AfA-Sätze nach § 7 Abs. 4 Satz 1 EStG

ergibt, kann die Abschreibung eines Gebäudes entsprechend der tatsächlichen

Nutzungsdauer vorgenommen werden (§ 7 Abs. 4 Satz 2 EStG).

Für die kürzere Nutzungsdauer trägt der Steuerpflichtige die Beweislast. Nach

Ansicht  der Verwaltung hat  der Nachweis einer kürzeren tatsächlichen Nut-

zungsdauer einen bestimmten Mindeststandard zu erfüllen1. So ist Vorausset-

zung  für  die  Vorlage  eines  Gutachtens  über  die  tatsächliche  kürzere  Nut-

zungsdauer, dass das Gutachten entweder von einem öffentlich bestellten und

vereidigten Gutachter  oder  von einem nach DIN EN ISO/IEC 17024 zertifi-

zierten Sachverständigen erstellt wurde.

Damit stellt dieses BMF-Schreiben einen „Nichtanwendungserlass“ gegen das

BFH-Urteil vom 28.7.2021 dar2. Danach können sich Steuerpflichtige jeder ge-

eigneten Nachweismöglichkeit  einer  kürzeren Nutzungsdauer  bedienen.  Die

Vorlage eines Bausubstanzgutachtens ist  nicht  Voraussetzung für  die Aner-

kennung einer verkürzten tatsächlichen Nutzungsdauer.

Im aktuellen Urteilsfall kam der BFH zum Ergebnis, dass sich der Steuerpflich-

tige zur Darlegung einer kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer eines Gebäu-

des gem. § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG jeder sachverständigen Methode bedienen

kann. Die gewählte Methode muss über die maßgeblichen Determinanten der

Nutzungsdauer Aufschluss geben. Dies können beispielsweise der technische

Verschleiß, die wirtschaftliche Entwertung oder rechtliche Nutzungsbeschrän-

kungen sein.

Praxishinweise 

1. Der BFH widerspricht damit teilweise der Verwaltungsauffassung. Gleich-

wohl ist  der Steuerpflichtige nicht  völlig  frei,  wie der Nachweis über die

kürzere Nutzungsdauer erbracht wird.

2. Der schlichte Verweis durch den Steuerpflichtigen auf die modellhaft ermit-

1 BMF, Schreiben v. 22.2.2023 IV C 3 - S 2196/22/10006 :005, BStBl 2023 I S. 332, Tz. 22.
2 BFH, Urteil v. 28.7.2021 IX R 25/19, BFH/NV 2022 S. 108 Leitsatz Nr. 2.
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telte Gesamt- und Restnutzungsdauer eines Gebäudes nach Maßgabe der

betreffenden Immobilienwertermittlungsverordnung genügt nicht.

3. Zum Nachweis der kürzeren Nutzungsdauer muss sich ein Sachverständi-

ger  zu  den  individuellen  Begebenheiten  des  zu  bewertenden  Objekts

äußern und darlegen, dass diese zu einer kürzeren Nutzungsdauer führen.

4. Ein auf die Vorgaben der betreffenden Immobilienwertermittlungsverord-

nung gestütztes Sachverständigengutachten ist auch geeignet, Aufschluss

über die für die tatsächliche Nutzungsdauer maßgeblichen Determinanten

zu geben.
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